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Steuerberatung / Jahresabschluss und betriebliche Steuern 

 

 

____________________________________ 

 

Thema dieser Ausgabe 

   

 Keine Aktivierung von Ansprüchen aus einer Rückbauverpflichtung (BFH, Urt. v. 27.1.2026 – Az. IX R 33/22)  

   

____________________________________ 

 

Eine Forderung des Vermieters aus einer für den Mieter 

bestehenden Rückbauverpflichtung ist nicht bereits zu 

einem Zeitpunkt zu aktivieren, in dem das Entstehen 

des Anspruchs noch ungewiss ist. 
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Hintergrund 

Der Kaufmann hat zu Beginn seines Handelsgewerbes 

und für den Schluss eines jeden Geschäftsjahrs einen 

das Verhältnis seines Vermögens und seiner Schulden 

darstellenden Abschluss (Eröffnungsbilanz, Bilanz) 

aufzustellen. In der Bilanz sind das Anlage- und das 

Umlaufvermögen, das Eigenkapital, die Schulden sowie 

die Rechnungsabgrenzungsposten gesondert auszu-

weisen und hinreichend aufzugliedern. 

Das Steuerrecht bedient sich dieser Steuerbilanz, um 

hieraus den bei bilanzierungspflichtigen Steuerpflichti-

gen den bei der Einkommensteuer oder der Körper-

schaftsteuer steuerpflichtigen Gewinn zu ermitteln. 

Nach § 8 Abs. 1 KStG i.V.m. § 5 Abs. 1 Satz 1 und § 4 

Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes ist im 

Rahmen des Betriebsvermögensvergleichs das Be-

triebsvermögen anzusetzen, das nach den handels-

rechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung (GoB) auszuweisen ist.  

Nach den GoB sind Forderungen (nur) dann zu berück-

sichtigen, wenn sie am Abschlussstichtag realisiert sind 

(sog. Realisationsprinzip nach § § 252 Abs. 1 Nr. 4 

Halbsatz 2 HGB). Ein Gewinn wird regelmäßig reali-

siert, wenn der Leistungsverpflichtete die von ihm ge-

schuldeten Erfüllungshandlungen "wirtschaftlich erfüllt" 

hat und ihm die Forderung auf die Gegenleistung --von 

den mit jeder Forderung verbundenen Risiken abgese-

hen-- so gut wie sicher ist. Die Forderung muss entwe-

der rechtlich bereits entstanden sein oder die für die 

Entstehung wesentlichen wirtschaftlichen Ursachen 

sind im abgelaufenen Geschäftsjahr gesetzt worden 

und der Kaufmann kann mit der künftigen Entstehung 

der Forderung fest rechnen. 

Der Bundesfinanzhof hatte nun mit Urteil vom 

27.1.2026 (Az. IX R 33/22) zu entscheiden, ob der 

Vermieter während der Laufzeit des Mietvertrags miet-

vertragliche Ansprüchen gegenüber dem Mieter aus 

einer Rückbauverpflichtung zum Vertragsende gewinn-

realisierend aktivieren muss. 

Maßgeblicher Gesetzestext 

Die für die Entscheidung des BFH maßgebliche gesetz-

liche Regelung ist § 252 Abs 1 Nr. 4 Halbs 2 HGB. 

Diese lautet wie folgt: 

„Bei der Bewertung der im Jahresabschluß ausgewie-

senen Vermögensgegenstände und Schulden gilt ins-

besondere folgendes: 

4. Es ist vorsichtig zu bewerten, namentlich sind alle 

vorhersehbaren Risiken und Verluste, die bis zum Ab-

schlußstichtag entstanden sind, zu berücksichtigen, 

selbst wenn diese erst zwischen dem Abschlußstichtag 

und dem Tag der Aufstellung des Jahresabschlusses 

bekanntgeworden sind; Gewinne sind nur zu berück-

sichtigen, wenn sie am Abschlußstichtag realisiert 

sind.“ 

Urteil des Bundesfinanzhofs 

Sein Urteil vom 27.1.2026 fasst der Bundesfinanzhof in 

der Pressemitteilung Nr. 22/26 vom 9.4.2026 wie folgt 

zusammen: 

„Der IX. Senat des Bundesfinanzhofs (BFH) hat mit 

Urteil vom 27.01.2026 - IX R 33/22 entschieden, dass 

eine Forderung des Vermieters aus einer für den Mieter 

bestehenden Rückbauverpflichtung nicht zu aktivieren 

ist, solange das Entstehen des Anspruchs noch unge-

wiss ist. 

Die Klägerin hatte der Y-GmbH Grundstücke vermietet, 

auf denen sich im Eigentum der Mieterin befindliche 

Infrastruktur befanden. Aus dem Rahmenmietvertrag 

ergab sich unter bestimmten Umständen die Verpflich-

tung der Y-GmbH, diese Infrastruktur bei Vertragsende 

rückzubauen oder einen bestimmten Betrag für die 

Rückbaukosten an die Klägerin zu erstatten. Es stand 

der Y-GmbH als Eigentümerin der Infrastruktur jedoch 

frei, zu einem von ihr gewählten Zeitpunkt vor Ver-

tragsende diese auf eigene Kosten rückzubauen. Für 

die Rückbauverpflichtungen hatte die Y-GmbH in ihren 

Bilanzen Rückstellungen gebildet. Das Finanzamt (FA) 

war der Ansicht, die Klägerin habe in Höhe der bei der 

Y-GmbH passivierten Beträge Forderungen gewinner-

höhend zu aktivieren. 

Das Finanzgericht (FG) hatte der Klage stattgegeben. 

Die Ansprüche der Klägerin seien nicht bereits in den 

Streitjahren zu aktivieren, weil die Entstehung der An-

sprüche an den Bilanzstichtagen keineswegs gewiss 

gewesen sei. Es fehle an einer quasisicheren, hinrei-

chend konkretisierten und damit realisierten Forderung. 

Das FA legte Revision ein. 
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Der BFH bestätigte das Urteil des FG. Da die vertragli-

chen Rückbauregelungen lediglich bei Vorhandensein 

von Infrastruktur im Zeitpunkt der Vertragsbeendigung 

überhaupt anwendbar sind, war die Entstehung der 

Forderungen zum Bilanzstichtag keineswegs sicher. 

Eine Aktivierung scheidet deshalb aus.“ 

Vorinstanz 

Vorinstanz war das Finanzgericht Köln, dessen Urteil 

vom 15.9.2022 (Az. 10 K 1809/18) vom beklagten Fi-

nanzamt mit Revision angegriffen worden war. 

Fazit 

Die Entscheidung des BFH überrascht nicht. Aufschie-

bend bedingte Ansprüche dürfen nicht aktiviert werden. 

Die mietvertragliche Rückbauverpflichtung des Mieters 

bei Vertragsende ist regelmäßig während der Laufzeit 

des Mietvertrags nicht gewiss. 

Daher teilt der BFH der wohl vom Finanzamt vertrete-

nen Ansicht eine Absage, dass beim Vermieter eine 

Aktivierung zu erfolgen habe, da auf Seiten des Mieters 

für die (ungewisse) Verbindlichkeit aus der Rückbau-

verpflichtung eine Rückstellung gebildet werden konnte. 

Es gibt kein Korrespondenzprinzip. 

Zu beachten ist, das die Aktivierung eines Anspruchs 

auf Rückbau durchaus beim Mieter in Betracht kommen 

kann. Dazu müsste der Mieter jedoch in einen Erfül-

lungsrückstand geraten. 

 

30.5.2026 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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